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Der Weg zu mehr Transparenz 
war lang, und der Kampf um einen 
griffigen Gegenvorschlag zu un-
serer Transparenz-Initiative zäh. 
Schliesslich konnten sich Natio-
nal- und Ständerat dem steigen-
den Druck aus der Bevölkerung je-
doch nicht mehr widersetzen. Die 
Annahme des indirekten Gegen-

Als Co-Präsidentin des Träger-
vereins und Mitglied des Initiativ
komitees ist es mir ein grosses 
Anliegen, allen herzlich zu dan-
ken, die vor und hinter den Kulis-
sen an diesem Meilenstein mitge-
wirkt haben. Dazu gehören alle, 
die Unterschriften gesammelt, ge-
spendet sowie politisch und stra-
tegisch mitgeholfen haben, dass 
diese erste nationale Transpa-
renzregelung Wirklichkeit wird. 
Ich freue mich sehr, dass wir dank 
dem Druck unserer Volksinitia
tive und der grossen Ausdauer 
nun bald über ein Minimum an 
Transparenz verfügen.

Von Lobbyistinnen  
und Parlamentariern
Machen wir uns allerdings nichts 
vor: Alle dunklen Flecken der  
Politikfinanzierung sind damit 
noch nicht ausgeleuchtet. Darum 
forderte unsere Fraktion in der 
Sommersession in einem Vorstoss, 
dass Parlamentsmitglieder die 
Summen offenlegen müssen, die 
sie aus Mandaten erhalten. Denn 
die Bevölkerung hat auch hier 
das Recht zu wissen, ob – und vor  
allem wie viel – Geld aus welchen 
Quellen fliesst.

EIN SELTENER ERFOLG FÜR DIE SP: Im Sommer hat das Parlament endlich die Offenlegung von Partei- und 
Kampagnenbudgets beschlossen. Es ist geradezu ein Meilenstein für unser Land: Jahrzehnte nach unserem 
ersten Vorstoss für mehr Transparenz in der Politikfinanzierung führt die Schweiz damit als letztes Land 
Europas endlich Transparenzregeln ein.

indirekten Gegenvorschlag zur 
Transparenz-Initiative wird bald 
auch die Schweiz als letztes Land 
Europas über eine Transparenz-
regelung verfügen. Zuletzt wurde 
sie von der Anti-Korruptionsbe-
hörde des Europarats (Greco) für 
das Fehlen entsprechender Rege-
lungen mehrfach kritisiert.

Fast alle Ziele erreicht
Fürs Erste fand der jahrzehnte-
lange Kampf für ein Minimum 
an Transparenz in der Politik-
finanzierung mit der Schluss-
abstimmung vom 18. Juni ein 
Ende. Einzelspenden an Parteien 
und Komitees ab 15 000 Franken 
müssen künftig offengelegt wer-
den. Das gilt auch für Kampag-
nengelder, sofern das Budget der 
Abstimmungs- oder Wahlkampa-
gne mehr als 50 000 Franken be-
trägt. Zudem werden Geldspen-
den aus dem Ausland sowie ano
nyme Spenden verboten. Kontrol-
len werden mittels Stichproben 
durchgeführt. 

umfasst und warum sie für uns 
alle so wertvoll ist. Unter Bio
diversität versteht man die Ar-
tenvielfalt, die genetische Vielfalt 
innerhalb der Arten, die Vielfalt 
der Ökosysteme sowie die Wech-
selwirkungen innerhalb und zwi-
schen diesen Ebenen. 

Funktionierende Ökosysteme 
erbringen unverzichtbare Leis-
tungen für Wirtschaft und Gesell-
schaft. Dazu gehören neben der 
Produktion von Nahrungs- und 
Futtermitteln die Bestäubung und 
die Schädlingskontrolle sowie die 
Reinigung von Luft und Wasser. 
Auch ein Grossteil der wichtigsten 
Medikamente basiert auf natür-
lichen Wirkstoffen. Ein Beispiel 

mag die Bedeutung illustrieren: 
Je vielfältiger der Baumbestand in 
einem Wald ist, desto besser kann 
dieser seine Leistungen für Nut-
zung, Schutz und Erholung er-
bringen. Nicht zu vergessen: Eine 
vielfältige Natur trägt zur physi-
schen und psychischen Gesund-
heit der Menschen bei.

Völlig ungenügender  
Gegenvorschlag
Der Zustand der biologischen 
Vielfalt in der Schweiz ist alar-
mierend. Über ein Drittel aller 
untersuchten Tier- und Pflanzen
arten ist bedroht (Studie des Bun-
desamts für Umwelt von 2017). 
Die Schweiz weist im Vergleich 

zu den OECD-Ländern die höchs-
te Anzahl an gefährdeten Arten 
auf. Der Lebensraum für einhei-
mische Tier- und Pflanzenarten 
ist bedroht. Er ist flächenmässig 
und qualitativ rückläufig, dies 
vor allem wegen der intensiven 
Nutzung der natürlichen Grund
lagen, etwa durch Stickstoffein-
träge aus Landwirtschaft und 
Verkehr, durch Entwässerung, die 
intensive Landnutzung sowie Inf-
rastrukturanlagen. Hinzu kommt 
die ungenügende Vernetzung der 
(zu kleinen) Schutzgebiete.

Der Bundesrat hat in den Er-
läuterungen zu seinem Gegen-
vorschlag zur Biodiversitätsin-
itiative erneut anerkannt, dass 

die Artenvielfalt stark rückläufig 
ist. Dennoch sind seine Vorschlä-
ge unzureichend. Es genügt nicht, 
die bisherige Politik zu bestäti-
gen und bloss eine Stärkung des 
ökologischen Ausgleichs in Sied-
lungen und Agglomerationen an-
zustreben. Es ist unbegreiflich, 
dass der Bundesrat nicht zielge-
richteter handelt, um die «Strate-
gie Biodiversität» umzusetzen. Es 
müssen die nötigen Flächen als 
Schutzgebiete gesichert werden. 
Und es braucht mehr Geld. Nur so 
können die längst bekannten Ziele 
der Artenvielfalt erreicht werden. 
Unser Wohlergehen hängt ebenso 
davon ab wie die Lebensqualität 
künftiger Generationen.

Nadine Masshardt, 
Nationalrätin BE, 
Co-Präsidentin des 
Trägervereins für die 
Transparenz-Initiative

vorschlags in der Sommersession 
ist denn auch in erster Linie ein 
grosser Gewinn für unsere Demo-
kratie. Die Transparenz stärkt die 
Meinungsbildung der Bürger:in-
nen, werden wir doch künftig wis-
sen, woher Grossspenden an Par-
teien und Kampagnen stammen.

Die JUSO ebnete den Weg
Ein Schlüsselereignis für den Mei-
nungsumschwung unter der Bun-
deshauskuppel bildete 2017 die 
Einreichung unserer eidgenössi-
schen Volksinitiative «Für mehr 
Transparenz in der Politikfinan-
zierung». Für Druck sorgten auch 
die an der Urne angenommenen 
Transparenz-Initiativen der JUSO 
in den Kantonen Schwyz, Frei-
burg und Schaffhausen. Diese 
Erfolge in ländlichen Kantonen 
zeigten den Bürgerlichen unmiss-
verständlich auf, dass unser An-
liegen mehrheitsfähig ist.

Und nun hat sich in dieser  
Frage endlich auch das natio
nale Parlament bewegt. Mit dem 


